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KardinaltugendenLauterbach im

für den Klimaschutz

ten im Gefahr? Mit Blick
seinem Reformgesetz die Länderhoheit Amputationen leistungsfähiger Kliniken, arbeiten oft in Versorgungsverbünden zu-
V O N L A R S S C H Ä F E R

Die sogenannte „Letzte Generation“ leistet
dem Anliegen des Klimaschutzes aktuell
genauso einen Bärendienst wie allenthal-
ben vernehmbare Rufe nach einem Öko-
sozialismus, der das Klima durch mehr
Staat, mehr Regulierung und mehr Unfrei-
heit retten will. Das ist weder wirklich
tapfer, noch ist es klug und gerecht und
vor allem nicht maßvoll. Daher ist es an-
gesichts der bedrohlichen Gefahren des
Klimawandels vielmehr an der Zeit, noch
intensiver über das Leitbild der Ökolo-
gisch-Sozialen Marktwirtschaft nachzu-
denken. Ottmar Edenhofer, Direktor des
Potsdam-Instituts für Klimafolgenfor-
schung, plädierte Ende April in Berlin auf
dem jüngsten Zukunftskongress der CDU
nachdrücklich für eine „Soziale Markt-
wirtschaft mit einem klaren ökologischen
Kompass“, während ein paar Ecken weiter
abermals Aktivisten an Straßen klebten.
Aktuell müssen wir also die Herausforde-
rung bewältigen, die ökologische Nachhal-
tigkeit als drittes Element in das Erfolgs-
modell der Sozialen Marktwirtschaft klug
zu integrieren. Das bedeutet, dass auch für
die ökologische Erneuerung der Sozialen
Marktwirtschaft der vom Staat maßvoll
geordnete und eingehegte Wettbewerb auf
dem Markt der treibende Motor sein sollte.
Mit dem Klimaschutz wird es gerade in
globaler Perspektive nämlich schwierig,
wenn in wenigen Ländern, die es sich leis-
ten können, umfassende Klimapakete ge-
schnürt werden, die meisten anderen dies
aber in finanzieller Hinsicht gar nicht
können und in sozialer sowie in entwick-
lungstechnischer Sicht auch gar nicht wol-
len. Nur ein zugleich ökologisch und öko-
nomisch erfolgreiches Modell ist ange-
sichts des weltweiten Harrens so vieler
Menschen auf ein besseres Leben gerecht
und wird andere Länder zu stärkerem En-
gagement ermuntern. Das geht nicht ohne
Marktwirtschaft, das geht nicht ohne In-
novationen und die Förderung mensch-
licher Schaffenskraft.
„Mehr Klimatechniker als Klimakleber“
wurden in diesem Sinne auf besagtem Zu-
kunftskongress gefordert. Zwar lassen Kli-
mawandel und Umweltkrisen heute mehr
denn je auch die Schattenseiten des „tech-
no-ökonomischen Paradigmas“, wie Papst
Franziskus es nennt, hervortreten. Doch
die auf den Naturwissenschaften basieren-
de Technik verbesserte die Welt für uns
Menschen in einem gegenüber früheren
Zeiten unvorstellbaren Ausmaß.
Und ein besseres Leben mit mehr Freiheit
und Wohlstand ist sicherlich weltweit ein
größerer Motivator für die Menschen als
das Gegenteil davon. Daher kann es gera-
de die positive Dimension des techno-öko-
nomischen Paradigmas sein, nämlich das
hochkultivierte wissenschafts- und tech-
nikbasierte Schaffen des Menschen, das
durch solche Innovationen zum Klima-
schutz beiträgt, an die heute noch gar
nicht gedacht werden kann.
Dafür braucht es tapfere Tüftler, die Risi-
ken eingehen. Klugheit, Tapferkeit, Ge-
rechtigkeit und Mäßigung sind die altbe-
kannten Kardinaltugenden, die auch beim
Klimaschutz gültig bleiben.
Die theologische Tugend der Hoffnung
hilft Christen überdies gegen allzu maß-
lose Apokalypse-Sorgen vermeintlich letz-
ter Generationen auf Erden.
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Ist die gesundheitliche
Versorgung auf dem Land
und in kleineren Ortschaf-

ter in die Parade. Die Bundesländer Bayern,
Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Hol-
stein haben ein gemeinsames Rechtsgut-
achten vorgelegt. Es bewertet die auf der
Bundesebene vorgesehene Reform als ver-
fassungswidrig. Lauterbach missachte mit

lichkeiten der Ärzte auswirken würden.
Auch die Präsidentin es Deutschen Caritas-
verbandes, Eva Welskop-Deffaa hält Refor-
men im Gesundheitswesen für notwendig:
„Sie dürfen aber nicht zu wilden Einschnit-
ten in die Krankenhauslandschaft führen.

fährden“, kritisiert der kkvd. Der Verband
ist sicher: Würden die Reformpläne der Re-
gierungskommission in ihrer bisherigen
Form umgesetzt, wären freigemeinnützige
Einrichtungen besonders in ihrer Existenz
bedroht. „Die freigemeinnützigen Kliniken
Zentralismus-Wahn
auf Karl Lauterbachs
Krankenhausreform
schlagen Vertreter der
ländlichen Raums Alarm.
Und auch der Katholische
Krankenhausverband
mahnt, die Reform müsse
von den Bedürfnissen der
Patienten aus gedacht
werden
VON HEINRICH WULLHORST

K
ritiker nennen es einen Angriff
auf die Sicherheit der Gesund-
heitsversorgung in Deutschland.
Gesundheitsminister Karl Lau-

terbach (SPD) hat die Krankenhäuser in
seinen kritischen Blick genommen. Schon
nach der parlamentarischen Sommerpause
soll sich der Bundestag mit den Plänen be-
fassen. Die Deutsche Krankenhausgesell-
schaft (DKG) befürchtet statt der vom Mi-
nister beabsichtigten „modernen und be-
darfsgerechten Krankenhausversorgung“
Nachteile für die Patienten, nämlich „gra-
vierende Auswirkungen auf das Versor-
gungsangebot“.

Lauterbach will die Kliniken in unter-
schiedliche Versorgungsstufen einordnen.
Künftig werden dann nicht mehr alle Kran-
kenhäuser alle Behandlungen anbieten dür-
fen. Weniger Kliniken, dafür größere und
nach Aufgaben sortierte Krankenhäuser
soll es künftig nach der Vorstellung des Mi-
nisters geben. Die Kliniken der Kategorie I
sollen ambulante Zentren für die medizini-
sche Grundversorgung werden. Die Klini-
ken auf dem Level II sollen die Regel- und
Schwerpunktversorgung der Patienten
übernehmen. Auf dem Level III werden
sich vorrangig Universitätskliniken befin-
den, die Spezialeingriffe durchführen. Kri-
tik kommt nicht nur von Krankenhausver-
bänden und Klinikärzten. Auch die Landes-
politik fährt dem Bundesgesundheitsminis-
über die Krankenhausplanung. Gerade im
ländlichen Raum sieht man die Gesund-
heitsversorgung der dort lebenden Men-
schen durch Reformkonzept besonders ge-
fährdet. Der bayerische Ministerpräsident
Markus Söder verwies darauf, dass Medizin
„kein Privileg der Ballungszentren“ sein
darf. Medizinische Versorgung sei ein ele-
mentares Moment der Daseinsvorsorge.
„Wir werden uns mit Händen und Füßen
gegen die Reform wehren. Insbesondere
dort, wo es zulasten der kleineren und mitt-
leren Häuser geht", ergänzte Söder. „Die
Krankenhäuser in den Städten würden wei-
ter gestärkt, während die Häuser auf dem
Land immer weiter ausbluten würden“, kri-
tisiert der CSU-Bundestagsabgeordnete
Tobias Winkler. Deshalb werde sich die
CSU-Landesgruppe im Bundestag in enger
Zusammenarbeit mit dem bayerischen Ge-
sundheitsminister Klaus Holetschek (CSU)
mit allen Kräften für eine wohnortnahe,
qualitativ hochwertige und bezahlbare sta-
tionäre Versorgung einsetzen, auch in den
ländlichen Regionen Bayerns und Deutsch-
lands. Zwar sei eine Reformbedürftigkeit im
Krankenhauswesen unbestritten, wenn wie
2022 mehr als 60 Prozent der Kliniken rote
Zahlen schreiben würden. Eine solche Re-
form dürfe aber nicht zu Lasten des ländli-
chen Raums gehen. Zentralisierung könne
nicht die Antwort auf alle Probleme sein,
weder bei den Standorten noch in der Zu-
ständigkeit. Winkler fordert deshalb: „Die
Krankenhausplanung im Freistaat muss
bayerisch bleiben“.

Ärzteverbände sind
nicht einbezogen

Aus den Reihen der Ärzte wird ebenfalls
Kritik an Lauterbachs Plänen laut. Auf dem
Ärztetag in Essen nannte es der Chef der
Bundesärztekammer, Klaus Reinhardt
einen „schweren politischer Fehler“, dass
der Gesundheitsminister die Ärzteverbände
bei seinen Reformen nicht einbeziehe. Viel-
mehr diskreditiere Lauterbach sie als Lob-
byisten. So habe der Minister die Verbands-
vertreter auch bei der Klinikreform nicht
berücksichtigt, obwohl die Pläne sich nicht
unerheblich auf die Weiterbildungsmög-
die für die lebensweltnahe Gesundheitsver-
sorgung von Kindern, alten Menschen, von
Notfallpatienten und Schwangeren drin-
gend benötigt werden, dürfen wir nicht zu-
lassen.“ Die Umsetzung der im Dezember
2022 vorgelegten Vorschläge der von
Lauterbach eingesetzten Regierungskom-
mission würden zu einer deutlichen Ver-
knappung genau jener Angebote führen, die
sich in der Corona-Krise als unverzichtbar
erwiesen hätten, kritisiert das Vorstands-
mitglied des Katholischen Krankenhaus-
verbands Deutschland (kkvd). Die Reform
werde für die Patientinnen und Patienten
lange Wartezeiten, beschwerliche Wege und
eine unvertretbare Ausdünnung der Versor-
gungsstrukturen nach sich ziehen. Beson-
ders betroffen wären davon Menschen mit
geringer Mobilität, mit Behinderungen und
chronischen Erkrankungen. Auch Einrich-
tungen der Behindertenhilfe bekämen
Probleme, da ihre Klienten besonders auf
die medizinische Versorgung der Kranken-
häuser vor Ort angewiesen sind, mit denen
die Einrichtungen Kooperationsverträge
hätten.

Am Reißbrett
entwickelt

Für den Katholischen Krankenhausver-
band ist es wichtig, dass die Planungshoheit
bei den Bundesländern bleibt. So könne der
regional unterschiedliche Versorgungsbe-
darf besser erfasst und berücksichtigt wer-
den kann. Katholische Krankenhäuser leis-
teten in Verbundstrukturen und Netzwer-
ken einen wichtigen Beitrag zur Sicherung
der regionalen Versorgung mit einer ver-
lässlichen Notfallversorgung und einer qua-
litativ hochwertigen Medizin in einem von
Zuwendung und Menschlichkeit geprägten
Umfeld. Aufgrund der nicht zuletzt poli-
tisch gewollten Spezialisierung könnten ka-
tholische Krankenhäuser auch im abge-
stimmten Netzwerk die Maximalversor-
gung der örtlichen Bevölkerung garantie-
ren. „Am Reißbrett entwickelte Zentralisie-
rungsstrategien beispielsweise durch die
Einführung bundeseinheitlicher Versor-
gungs-Level würden diese wirksamen und
patientennahen Versorgungsstrukturen ge-
sammen und verfügen über eine ausgepräg-
te Spezialisierung“, gibt Bernadette Rüm-
melin, Geschäftsführerin des kkvd, gegen-
über der Tagespost zu bedenken. „Diese
Einrichtungen wären durch eine Leistungs-
konzentration an zentralisierten Großklini-
ken gefährdet.“ Auch ihre Hospize oder An-
gebote zur palliativmedizinischen und geri-
atrischen Versorgung seien mittelbar be-
troffen. „Wir brauchen eine sinnvolle Auf-
gaben- und Ressourcenteilung zwischen
Kliniken mit Schwerpunkt auf Forschung
und besonders komplexe Behandlungssitu-
ation einerseits und Krankenhäusern mit
Fokus auf eine qualitativ hochwertige
Grund- und Regelversorgung andererseits“.
Gefährdet sei damit auch das Prinzip der
Trägervielfalt, das im Gesundheitswesen
für einen gesunden Wettbewerb sorge.

Deshalb müsse die von Minister Lauter-
bach angekündigte Überarbeitung des Kon-
zepts deutlich andere Akzente setzen. Es sei
wichtig, dass die Versorgungsstrukturen
auch künftig in den Regionen geplant und
ausgestaltet werden. Nur dann könnten sie
am Bedarf der Menschen orientiert werden.
„Den Ländern und Regionen ein bundes-
einheitliches Strukturmodell überzustül-
pen, wäre hingegen ein schwerer Fehler“,
ergänzt Rümmelin. Der Verband bleibt aber
nicht bei der Kritik stehen, sondern stellt in
einem Eckpunktepapier zentrale Forderun-
gen auf, wie eine Krankenhausreform aus-
sehen müsse. Sie müsse von der bestmögli-
chen Versorgung der Patienten aus gedacht
werden. Zentrale Maßstäbe seien daher
Qualität und Erreichbarkeit. Ziel müsse es
sein, regionale Versorgungsbedarfe optimal
zu decken und so Versorgungssicherheit
herzustellen. Die Einführung bundesein-
heitlicher Versorgungs-Level sei weder er-
forderlich noch hilfreich und eine überre-
gionale Koordination der Klinikversorgung
durch Universitätsklinika nicht notwendig.
Die Umstrukturierung der Krankenhaus-
landschaft werde Verschiebungen und Zu-
sammenlegungen, an einigen Orten auch
Schließungen erfordern. Hier müsse die
Politik ehrlich und transparent sein. Wich-
tig ist dem kkvd auch, dass die Pflege-Aus-
bildung auch künftig überall dort möglich
sei, wo professionelle Pflege stattfinde.


